
FULÐA

ALLGEM EINVERFUGUNG

Verbot des Mitführens
von jeglichen unbemannten Luftfahrtsystemen, Flugmodellen

sowie dazugehörigen Fernsteuerungen
in der Innenstadt der Stadt Fulda und ¡n der Fulda-Aue

während des Hessentags 2fJ26

Gemäß $$ 1 und 11 Hessisches Gesetz über die öffentliche Sícherheit und Ordnung (HSOG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Januar 2005 (GVBI. I S. 14), zuletzt geändert
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 5. Februar 2026 (GVBI. 2026 Nr. 8), erlässt der
Oberbürgermeister der Stadt Fulda als öftliche Ordnungsbehörde diese
Allgemeinverfüg u ng.

1. Untersagung des Mitführens jeglicher unbemannter Luftfahrtsysteme, von
Flugmodellen sowie dazugehörigen Fernsteuerungen

1.1. In der Zeit vom 12. Juni 2026 bis 21. Juni 2026 ist das Mitführen jeglicher
unbemannter Luftfahrtsysteme (auch als ,,ULS", ,,UAS" oder ,,Drohnen"
bezeichnet), von Flugmodellen sowie dazugehörigen Fernsteuerungen zu den in
Nr. 2. näher definierten Zeiten im öffentlichen Raum in den unter Nr. 3.
defin ierten Bereichen u ntersagt.

0661 tO2-0
0667 tO2-2222
ordn u ngsa mt(òfu lda.de

DER OBERBURGERMEISTER
DER STADT FULDA

Sparkasse Fulda
IBAN DE15 5305 0180 0040 0103 04
BIC: HELADEFIFDs

L.2.

Ein unbemanntes Luftfahrzeugsystem umfasst das unbemannte Luftfahrzeug
sowie die Ausrüstung für dessen Fernsteuerung (vgl. Durchführungsverordnung
(EU) 2019/947 der Kommission vom 24. Mai 2019 über die Vorschriften und
Verfahren für den Betrieb unbemannter Luftfahrzeuge, Aft 2).

Das Verbot gilt unabhängig vom technischen Zustand und der Flugfähigkeit des
Objekts.

Ausgenommen vom Verbot sind diejenigen ULS, Flugmodelle und
Fernsteuerungen/ die eine Stafterlaubnis durch den Polizeiführer erhalten
haben.

2. Zeitlicher Geltungsbereich

Das Verbot nach Nr. 1.1. gilt in der Zeit vom 12. Juni 2026 Q Uhr) bis zum2L. Juni 2026
Qa Uhr).

Der Oberbürgermeister der Stadt Fulda
Schlossstraße 1

36037 Fulda

Telefon
Telefax
E-Mail:
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3. Räumlicher Geltungsbere¡ch

Das Mitführverbot nach Nr. 1 gilt im gesamten Innenstadtbereich der Stadt Fulda sowie
in den Fulda-Auen zwischen der Langebrückestraße im Norden und der Karl-Storch-
Straße im Süden.

Der Geltungsbereich ist auf der als Anlage dieser Allgemeinverfügung beigefügten Karte
rot umrandet. Die Karte ist Bestandteil dieser Allgemeinverfügung.

Im Einzelnen wird der Geltungsbereich umgrenzt durch folgende Straßen und die Fulda,
wobei die genannten Straßenbereiche und der Abschnitt der Fulda jeweils noch zum
Geltungsbereich zählen :

straße;

hannisstraße und Frankfurter Straße;

berger Straße;

und der Karl-Storch-Straße;

4. Anordnung der sofortigen Vollziehung

Aus Gründen des öffentlichen Interesses wird gem. 5 B0 Abs. 2 Nr. 4
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) die sofortige Vollziehung des unter Nr. 1.1. verfügten
Verbots angeordnet mit der Folge, dass ein eventuell eingelegter Rechtsbehelf keine
aufschiebende Wirkung hat.

5. Androhung von Zwangsmitteln

Für den Fall der Zuwiderhandlung gegen dieses Verbot wird hiermit die Sicherstellung der
mitgeführten verbotenen Gegenstände nach $ 40 Absatz 1 Nr. 4 des Hessischen Gesetzes
über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG) angedroht.

6. Widerrufsvorbehalt

Diese Allgemeinverfügung ergeht unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs
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7. Bekanntgabe

Die Allgemeinverfügung gilt gemäß g 4t Abs. 4 S. 4 des Hessischen
Verwaltungsverfahrensgesetzes (HVwVfG) mit dem auf die Bekanntmachung folgenden
Tag als bekannt gegeben.

Die vollständige Allgemeinverfügung mit Begründung sowie die bildliche Darstellung der
Geltungsbereiche dieser Verordnung werden zudem während der Dienstzeiten im
Bürgerbüro der Stadt Fulda, Stadtschloss, Schlossstraße 1, 36037 Fulda, zu jedermanns
Einsicht bis zum 21. Juni 2026 während der Dienststunden ausgelegt. Der Geltungsber.eich
ist außerdem abrufbar unter https://hessentag-fulda.de/faos/ oder unter
https://www.fu lda. de/stadt- politik/information/amtliche- beka n ntmachu nqen.

Rechtsbehelfsbeleh ru n g :
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe
Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist bei der Stadt Fulda,. Rechts- und
Ordnungsamt, Schlossstraße 1, 36037 Fulda, einzulegen.

Hinweise:

Gemäß $ 80 Absatz 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO haben Widerspruch und Klage gegen diese
Allgemeinverfügung keine aufschiebende Wirkung, so dass das angeordnete Verbot auch
dann befolgt werden muss, wenn es mit einem Rechtsbehelf angegriffen wird.

Gemäß $ 41 Abs. 4 Satz 1 des Hessischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HVwVfG) ist
nur der verfügende Teil einer Allgemeinverfügung öffentlich bekannt zu machen.

Fulda, 29 2026
Der rgermeister als örtliche Ordnungsbehörde

ner
rg

Anlage: Karte des Geltungsbereichs
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Anlage zum Verbot des Mitführens von jeglichen unbemannten Luftfahrt-
systemen, Flugmodellen sowie dazugehörigen Fernsteuerungen vom 29. Mai
2026 für die Zeit vom 12. Juni 2lJ26 bis zum 21. Juni 2fJ26
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Beoründunq:

I. Gefährdu ngseinschätzung

Rechtsgrundlage für das Verbot ist $ 11 HSOG. Danach können die Gefahrenabwehr- und
die Polizeibehörden die erforderlichen Maßnahmen treffen, um eine im einzelnen Falle
bestehende Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung (Gefahr) abzuwehren.

Anlässlich des Hessentages 2026ist mit bis zu 100.000 Besuchern pro Tag zu rechnen. Bei
dieser großen Anzahl von Besuchern besteht eine außerordentliche Gefahr, dass eine außer
Kontrolle geratene Drohne in eine Menschenmenge stürzt. Der Hessentag 2026 in Fulda
wird aufgrund seiner besonderen Bedeutung, des Ambientes und der Einzigartigkeit einer
solchen Veranstaltung in Fulda einen besonderen Reiz für Luftbildaufnahmen mittels
unbemannter Flugsysteme (ULS) oder für den Einsatz von ferngesteuerten Flugmitteln zu
Werbezwecken ausüben.

Darüber hinaus ist nicht auszuschließen, dass eine Drohne oder sonstiges Flugobjekt auch
für einen Anschlag verwendet werden könnte.

Zudem werden während des Hessentages auch öffentliche Mandats- und Funktionsträger
anwesend sein, die einer besonderen Gefährdung unterliegen.

Die besondere und konkrete Gefährlichkeit unbemannter
Flugmodellen ergibt sich daher aus den folgenden Umständen:

Flugsysteme oder von

gefährlicher Nutzlast potenzieft werden kann;

Die beschriebene Flugmittel können in der Regel ungehindert große Strecken in kurzer Zeit
überwinden. Je dichter sich ein ULS uneingeschränkt an einen sicherheitskritischen Bereich
annähern kann, umso schwieriger sind Abwehrmaßnahmen zu realisieren.

Ohne eine zusätzliche Verbotsveffügung wäre das Mitführen eines ULS am Boden bis in die
direkte Nähe des Sicherheitsbereiches erlaubt. Das Zeitfenster vom Start bis zum Erreichen
eines sicherheitskritischen Bereiches läge prognostisch dann im einstelligen
Sekundenbereich. Im Falle eines in schädigender Absicht betriebenen ULS wäre ein
Schadenseintritt damit sehr wahrscheinlich. Dies rechtfertigt es, das Mitführverbot auch
über den engeren Veranstaltungsbereich des Hessentages hinaus auszudehnen.

Während des Hessentages 2026 ist im gesamten Gebiet mit großen Ansammlungen von
Personen zu rechnen. Bei Großveranstaltungen ist bereits mehrfach beobachtet worden,
dass ULS insbesondere auch fur möglichst spektakuläre Luftaufnahmen sowie für
Aufnahmen im niedrigen Vorbeiflug oder auch zu Marketíngzwecken genutzt werden. Dabei
kann es bei Fehlflügen trotz Ausbildung und Erfahrung der Piloten zu sehr schweren
Unfällen kommen.

Ein hier konkretisiertes Mitführverbot ist als Baustein des Sicherheitskonzepts geeignet und
erforderlich, um zu verhindern, dass ein ULS in das nähere Veranstaltungsumfeld gelangt.
Dies erhöht die Erfolgswahrscheinlichkeit der Abwehr von Gefahren, welche durch
unsachgemäß bzw. in schädigender Absicht betriebene ULS ausgehen.
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Ohne Mitführverbot wäre ein Einwirken auf Personen, die innerhalb des räumlichen
Geltungsbereiches ULS mitführen so lange nicht möglich, bis ein Start des ULS vorbereitet
wird. Durch das Mitführungsverbot wird verhindert, dass die Drohne überhaupt auf dem
Veranstaltungsgelände oder im unmittelbar angrenzenden Bereich gestartet werden kann.

Das Mitführverbot von Drohnen und dazugehörigen Fernsteuerungen ist dazu geeignet, die
von den unbemannten Flugsystemen ausgehenden Gefahren während des Hessentages
2026 entscheidend zu mindern. Mildere Mittel sind nicht ersichtlich.

Das Verbot ist zudem angemessen, da es die Handlungsfreiheit der Besitzer von Drohnen
nur an 10 Tagen und nur auf einer begrenzten Fläche einschränkt. Die Verhältnismäßigkeit
wird zudem auch durch die Möglichkeit, eine Ausnahmegenehmigung zu beantragen,
gewahrt.

II. Begründung der Anordnung der sofortigen Vollziehung

Aus Gründen des öffentlichen Interesses wird gem. 5
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) die sofortige Vollziehung
geschildeften Verbots angeordnet, mit der Folge, dass ein
Rechtsbehelf keine aufschiebende Wirkung hat.

B0 Abs. 2 Nr. 4
des unter Nummer 1

eventuell eingelegter

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung dient hier der Effizienz der Gefahrenabwehr. Im
Falle einer aufschiebenden Wirkung eines Rechtsbehelfs gegen diese Allgemeinverfügung
wäre während der Veranstaltungszeit das Verbot suspendiert und die geschilderte Gefahr
für geschützte Rechtsgüter könnte sich unheilbar realisieren.

Die oben beschriebenen Gefahren, welche von ULS für bedeutende Individualrechtsgüter
wie Gesundheit, körperliche Unversehrtheit und Eigentum, insbesondere unbeteiligter
Personen, ausgehen, sind so schwerwiegend, dass nicht erst der Abschluss eines
Rechtssch utzverfa h rens a bg ewa rtet werd en ka n n.

Fulda, Mai 2026
De rgermeister als örtliche Ordnungsbehörde

ehner
eister


